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PRÜFUNG 

Querschnittsprüfung der Nebenbeschäftigungen 
Eidgenössisches Personalamt 

DAS WESENTLICHE IN KÜRZE 
Die Eidgenössische Finanzkontrolle (EFK) hat geprüft, wie die Bundesverwaltung mit Nebenbeschäftigungen 
ihrer Mitarbeitenden umgeht. Unter Nebenbeschäftigungen versteht man Tätigkeiten, die Angestellte zusätz-
lich zu ihrer Arbeit beim Bund ausüben, etwa Verwaltungsratsmandate, Lehrtätigkeiten oder Einsätze in  
Vereinen. Im Informationssystem für das Personaldatenmanagement (IPDM) sind etwa 2000 bewilligte Neben-
beschäftigungen eingetragen. Eine Gesamtübersicht, welche auch die lediglich meldepflichtigen Nebenbe-
schäftigungen umfasst, besteht hingegen nicht. 

Die Prüfung zeigt, dass die Verwaltung das Thema ernst nimmt und wirksame Regelungen eingeführt hat. Den-
noch bestehen Unterschiede zwischen den Verwaltungseinheiten, Lücken in den Meldungen und Abläufen – 
mit dem Risiko von potenziellen Interessenskonflikten - sowie Mängel bei der Transparenz und der Gleichbe-
handlung. 

Ein durchgängiges System zur elektronischen Bewirtschaftung von Nebenbeschäftigungen 
fehlt 

Nebenbeschäftigungen müssen gemeldet werden, wenn es sich um öffentliche Ämter handelt, wenn die Ne-
benbeschäftigung gegen Entgelt ausgeübt wird oder Interessenkonflikte nicht ausgeschlossen werden können. 
Besteht die Gefahr von Interessenkonflikten oder einer Leistungsminderung, muss die Nebenbeschäftigung 
bewilligt werden. Um Risiken zu vermeiden, werden teilweise auch unkritische Nebenbeschäftigungen der Be-
willigungspflicht unterstellt.  

Die Entscheide, welche dezentral in den jeweiligen Ämtern gefällt werden, sind nicht immer nachvollziehbar, 
da diese zu wenig begründet werden. Des Weiteren ist die aktuell verbreitete Praxis zur Meldung von Neben-
beschäftigungen mittels physischer Formulare veraltet. Ein zentrales elektronisches System zur Erfassung, Be-
arbeitung und Auswertung von Nebenbeschäftigungen steht nicht zur Verfügung. 

Die Arbeitszeit beim Bund darf zusammen mit den Nebenbeschäftigungen nicht mehr als 110 Prozent eines 
Vollzeitpensums betragen. In der Praxis entspricht das bei einer Vollzeitstelle zusätzlich rund vier Stunden pro 
Woche. Eine Kontrolle der tatsächlich aufgewendeten Zeit für die Nebenbeschäftigung ist für keine Verwal-
tungseinheit praktikabel. Treten Leistungsprobleme auf, sind die direkten Vorgesetzten gefordert, Massnah-
men zu ergreifen. 

Uneinheitlich ist die Praxis beim gewährten Urlaub für Nebenbeschäftigungen. Für die Ausübung öffentlicher 
Ämter können gemäss der «Verordnung des Eidgenössischen Finanzdepartements zur Bundespersonalverord-
nung» maximal 15 Tage bezahlten Urlaub gewährt werden. Im Staatssekretariat für Wirtschaft wird kein Urlaub 
gewährt, wenn die Tätigkeit in einem öffentlichen Amt entschädigt wird. Das Bundesamt für Bauten und Logis-
tik gewährt für öffentliche Ämter maximal fünf Tage bezahlten Urlaub, ungeachtet einer allfälligen Entschädi-
gung. Beides liegt im zulässigen Rahmen. Eine grundsätzliche Ungleichbehandlung sollte jedoch vermieden 
werden.  

Nebenbeschäftigungen werden nicht immer gemeldet 

Besondere Aufmerksamkeit gilt möglichen Interessenkonflikten. Besonders kritisch sind Nebenbeschäftigun-
gen in Branchen, die in engem Bezug zum Aufgabenbereich eines Amtes stehen. In diesen Fällen prüfen die 
Verwaltungseinheiten die Gesuche genau und erteilen Bewilligungen nur unter Auflagen, beispielsweise durch 
Ausstandpflichten.  
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Die Prüfung der EFK zeigte, dass es Fälle nicht gemeldeter Nebenbeschäftigungen gab. In Einzelfällen konnten 
dabei Interessenkonflikte nicht mit Sicherheit ausgeschlossen werden. Gründe für die fehlenden Meldungen 
waren gemäss den erhaltenen Auskünften meist Unklarheiten, ob eine Tätigkeit überhaupt meldepflichtig ist, 
Vergessen oder die Annahme, dass eine Erwähnung im Jahresgespräch genüge. Problematisch sind zudem 
Handelsregistereinträge von Mitarbeitenden, da mit der Ausübung der eingetragenen Funktionen mögliche 
Interessenkonflikte oder Leistungsminderungen einhergehen können. Ebenso kritisch sind Funktionen in Stif-
tungen oder Förderorganisationen im Tätigkeitsbereich des Amtes zu betrachten. 

Die Berichterstattung an die Finanzdelegation hat Mängel 

Ein weiterer Schwerpunkt der Prüfung war die Berichterstattung zu Nebenbeschäftigungen von Mitarbeiten-
den in den Lohnklassen 30 bis 38 an die Finanzdelegation des Parlaments. Diese Berichte enthalten teilweise 
ungenaue oder falsche Angaben. So wurde zum Beispiel ein Verwaltungsratsmandat mit einem Aufwand von 
lediglich drei Tagen gemeldet, während der Geschäftsbericht der betreffenden Firma den tatsächlichen Auf-
wand mit acht Tagen auswies. 

Die EFK empfiehlt daher, dass die Vorgesetzten den gemeldeten zeitlichen Aufwand im Rahmen des Jahresge-
sprächs plausibilisieren und die Verwaltungseinheiten diese Anpassungen in den Systemen nachführen. Zudem 
ist die Abgrenzung zwischen Nebenbeschäftigung, Entsendungen und Aufgaben gemäss Stellenbeschreibung 
teilweise unklar. Dies führt dazu, dass gleiche Sachverhalte unterschiedlich behandelt und in der Berichterstat-
tung an die Finanzdelegation unterschiedlich ausgewiesen werden. Es sind klare Regeln zur Abgrenzung not-
wendig, die vom EPA kommuniziert werden sollen. 

Im bezahlten Urlaub ausgeübte Nebentätigkeiten sollten nicht doppelt entschädigt werden  

Eine Ablieferungspflicht für mit Nebenbeschäftigungen erzieltes Einkommen entsteht, wenn die Nebenbe-
schäftigung in direktem Zusammenhang mit den dienstlichen Aufgaben steht und zusammen mit dem Lohn 
110 Prozent des Maximums der betreffenden Lohnklasse übersteigt. Werden solche Nebentätigkeiten vollstän-
dig während der Arbeitszeit ausgeführt, entsteht eine unerwünschte doppelte Entschädigung. In diesen Fällen 
muss eine vollständige Ablieferung der Entschädigung an den Arbeitgeber erfolgen.  

Eine ähnliche, stossende Situation trifft ein, wenn Mitarbeitende für eine Nebenbeschäftigung bezahlten Ur-
laub erhalten und gleichzeitig von Dritten entschädigt werden.  

 
  


